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Antrag 

der Abgeordneten Siegfried Scheffler, Annette Faße, Elke Ferner, Monika Ganseforth, 
Angelika Graf (Rosenheim), Klaus Hasenfratz, Reinhold Miller (Lübeck), Lothar 
Ibrügger, Siegrun Klemmer, Konrad Kunick, Heide Mattischeck, Günter Oesinghaus, 
Renate Rennebach, Bernd Reuter, Karin Rehbock-Zureich, Dr. Hermann Scheer, 
Wieland Sorge, Dr. Peter Struck, Wolfgang Thierse, Berthold Wittich, Rudolf 
Scharping und der Fraktion der SPD 


Befreiung von Elektrobooten mit photovoltaischer Energiegewinnung bis zu einer 
Motorleistung von 2,21 kW (3 PS) von der Fahrerlaubnispflicht auf Bundeswasser- 
straßen in Berlin 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, Elektroboote mit photo- 
voltaischer Energiegewinnung bis zu einer Motorleistung von 
2,21 kW (3 PS) von der Fahrerlaubnispflicht auf den Bundeswas- 
serstraßen in Berlin auszunehmen. 

Bonn, den 17. April 1996 
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Begründung 

Die Sportbootführerscheinverordnung-Binnen vom 22. März 1989 
gestattet jedem auf den Bundeswasserstraßen ein Boot mit einer 
Motorleistung von bis zu 3,68 kW (5 PS) ohne eine Fahrerlaubnis 
zu führen. Im Land Berlin gilt jedoch auch nach der Wiederverei- 
nigung die umfassende Fahrerlaubnispflicht. Deshalb dürfen Ber- 
liner Bürger Sportboote mit Motorantrieb ungeachtet deren Lei- 
stung und der Form der Energiegewinnung nur mit einer 
Fahrerlaubnis führen. Maßgebend für die Fahrerlaubnispflicht 
sind Sicherheitserwägungen hinsichtlich des Schiffsverkehrs. 

Die Sicherheit der Schiffahrt auf Berliner Gewässern wird durch 
die Tret-, Ruder- und Paddelboote der vorhandenen Bootsverleih- 
betriebe nicht wesentlich beeinträchtigt. Ein Motorantrieb mit sehr 
geringer Leistung begründet sachlich keinen Unterschied zu die- 
sen nur mit Muskelkraft fortbewegten Booten. Das Gastrecht für 
Bürger Brandenburgs, die auf Berliner Gewässern ohne besonde- 
re Fahrerlaubnis ein Sportboot führen dürfen (vgl. Sportboot-/ 
BinSchPatent-Anwendungs- und ErgänzungsVO vom 27. Juni 
1990), beeinträchtigt den Berliner Schiffsverkehr ebenfalls nicht. 

Die Aufrechterhaltung der umfassenden Fahrerlaubnispflicht in 
Berlin allein aus Sicherheitsgründen wird sich daher früher oder 
später nicht mehr begründen lassen. Deshalb sollten schön jetzt 
- auch unter Berücksichtigung des Umweltschutzgedankens - 
Boote mit photovoltaischer Energiegewinnung bis zu einer Mo- 
torleistung von 2,21 kW (3 PS) von der Fahrerlaubnispflicht aus- 
genommen werden. Eine solche Ausnahme wäre auch geeignet, 
die Unfallentwicklung und damit die Sicherheit des Schiffsver- 
kehrs im Hinblick auf eine Befreiung von Motorbooten aller An- 
triebsarten mit einer Leistung bis zu 3,68 kW (5 PS) von der Fahr- 
erlaubnispf licht weiter zu spezifizieren. 
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